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S C H L U S S A N T R Ä G E DES GENE R A L A N WA L T S 

CARL O T T O L E N Z 

vom 19. Februar 1987 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

A — Sachverhalt 

1. In dem Vertragsverletzungsverfahren, zu 
dem ich heute Stellung nehme, geht es er­
neut um die Durchführung der Ersten 
Richtlinie des Rates vom 4. Dezember 1980 
zur Einführung eines EG-Führerscheins 1. 

2. In der Richtlinie sind Bestimmungen ent­
halten über 

— die Harmonisierung der bestehenden na­
tionalen Fahrprüfungsregelungen; 

— die Erfüllung gesundheitlicher Normen; 

— die gegenseitige Anerkennung der natio­
nalen Führerscheine; 

— den Umtausch der Führerscheine von 
Inhabern, die ihren Wohn- oder Arbeits­
ort von einem Mitgliedstaat in einen an­
deren verlegen; 

— die Einführung eines EG-Modells für 
den nationalen Führerschein. 

3. Gemäß Artikel 12 der Richtlinie hatten 
die Mitgliedstaaten die zur Durchführung 
der Richtlinie ab 1. Januar 1983 notwendi­
gen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
rechtzeitig, spätestens jedoch am 30. Juni 
1982, zu erlassen. Es war den Mitgliedstaa­
ten allerdings freigestellt, die Führerscheine 
nach dem EG-Modell erst von einem späte­
ren Zeitpunkt an, spätestens aber ab 1. Ja­
nuar 1986, auszustellen. 

4. Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 
können die Mitgliedstaaten für die Ausstel­
lung des Führerscheins ihre nationalen Vor­
schriften anwenden, die andere Gegen­
stände als das Bestehen einer praktischen 
und theoretischen Prüfung, die Erfüllung 
gesundheitsrechtlicher Normen sowie das 
Wohnsitzerfordernis betreffen. Gemäß Arti­
kel 9 der Richtlinie können die Mitglied­
staaten bis zur Einführung einer endgültigen 
Regelung nach Anhörung der Kommission 
von bestimmten Regelungen der Richtlinie 
abweichen. 

5. Da die Kommission, die Klägerin, zu der 
Auffassung gelangte, daß die Italienische 
Republik, die Beklagte, nicht die erforderli­
chen Maßnahmen für die Umsetzung der 
Richtlinie in innerstaatliches Recht ergriffen 
habe, leitete sie am 9. November 1983 das 
Verfahren gemäß Artikel 169 EWG-Vertrag 
ein. 

6. Auf eine Mitteilung der Beklagten, sie 
habe in Erwartung späterer gesetzlicher Re­
gelungen durch Runderlaß einen ersten 
Schritt zur Anwendung der Richtlinie getan, 
entgegnete die Klägerin, dieser Runderlaß 
enthalte zwar eine Anwendung von Artikel 
8 der Richtlinie, nicht jedoch der übrigen 
Bestimmungen, insbesondere nicht von Arti­
kel 6, der die Ausstellung des Führerscheins 
betreffe. 

7. In ihrer mit Gründen versehenen Stel­
lungnahme vom 11. Februar 1985 führte die 
Klägerin aus, daß insbesondere insoweit 
dem Artikel 6 der Richtlinie nicht hinrei­
chend Rechnung getragen worden sei, als 
für Führerscheine der Klasse A (Krafträder) 
überhaupt keine praktische Prüfung vorge­
sehen und für Führerscheine der übrigen 1 — Richtlinie 80/1263 (ABl. 1980, L 375, S. 1). 
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Klassen die Bestimmung der Dauer der Prü­
fung dem Prüfer überlassen bleibe, während 
Anhang II der Richtlinie eine Mindestprüf-
dauer von 20 Minuten vorschreibe. Im übri­
gen enthalte das italienische Recht keine Be­
stimmungen, die es untersagten, Personen, 
die an bestimmten schweren Krankheiten 
litten, den Führerschein zu erteilen oder zu 
erneuern. 

8. Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, daß die Beklagte gegen 
ihre Verpflichtungen aus dem EWG-
Vertrag verstoßen hat, indem sie nicht 
innerhalb der festgesetzten Fristen alle 
erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften erlassen hat, um der 
Richtlinie 80/1263 des Rates vom 4. De­
zember 1980 zur Einführung eines EG-
Führerscheins nachzukommen; 

— der Beklagten die Kosten aufzuerlegen. 

9. Die Beklagte beantragt, 

— die Klage als unzulässig, auf jeden Fall 
jedoch als unbegründet abzuweisen. 

10. Sie ist der Auffassung, die Eröffnung ei­
nes Vertragsverletzungsverfahrens wegen 
Nichtdurchführung der Richtlinie in ihrer 
Gesamtheit sei vor dem 1. Januar 1986 we­
gen der Regelung des Artikels 12 Absatz 2 
der Richtlinie nicht zu rechtfertigen. 

11. Den Bestimmungen der Artikel 6 Absatz 
2, Artikel 9 und Artikel 12 Absatz 2 der 
Richtlinie sei zu entnehmen, daß die Mit­
gliedstaaten nicht gehalten seien, die Ge­
meinschaftsvorschriften über den Führer­
schein sofort und vollständig umzusetzen. 
Für die Ausstellung des Führerscheins der 
Klasse A sei eine fakultative Prüfung vorge­
sehen. Zur Einführung einer obligatorischen 
Prüfung seien Maßnahmen des Gesetzge­
bers erforderlich. 

12. Zur Erfüllung der vorgesehenen ge­
sundheitlichen Normen hat die Beklagte 
ausgeführt, die Klägerin habe eine Reihe 
von Einzelheiten des „Systems" der Beklag­
ten kritisiert. Da aber die Mindestanforde­
rungen — wenn auch nicht wesentlich — 
von der Anforderung der Richtlinie abwei­
chen dürften, genüge es nicht, das Fehlen 
einer besonderen Vorschrift zu rügen. Man 
müsse hingegen prüfen, ob die nationalen 
Mindestanforderungen gleichwertig seien. 

13. Auf die Einzelheiten des Parteivortrags 
werde ich, soweit erforderlich, im Rahmen 
meiner Stellungnahme eingehen. Im übrigen 
verweise ich auf den Inhalt des Sitzungsbe­
richtes. 

Β — Stellungnahme 

I — Zur Zulässigkeit 

Zeitpunkt der Klageerhebung 

14. Dem Vortrag der Beklagten, angesichts 
der Bestimmungen der Artikel 6 Absatz 2, 9 
und 12 Absatz 2 müsse die Klage als ver­
früht und somit als unzulässig angesehen 
werden, kann nicht gefolgt werden. Gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 hatten die Mitgliedstaa­
ten die zur Durchführung der Richtlinie ab 
1. Januar 1983 notwendigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften rechtzeitig, späte­
stens am 30. Juni 1982, zu erlassen. War ein 
Mitgliedstaat dieser Verpflichtung nicht 
nachgekommen, so konnte spätestens ab 
dem 1. Januar 1983 ein Vertragsverlet­
zungsverfahren gegen ihn eingeleitet werden 
— allerdings nur in dem Umfang, in dem 
sich bereits Verpflichtungen aus der Richtli­
nie ergaben. 

15. Nur insoweit ist die Ausnahmebestim­
mung des Artikels 12 Absatz 2 von Bedeu­
tung, nach der lediglich die Ausgabe des 
Führerscheins nach dem EG-Modell bis 
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zum 1. Januar 1986 aufgeschoben werden 
konnte. Auf diesen Punkt beschränkt sich 
diese Ausnahmeregelung. Man kann aus ihr 
jedenfalls nicht den Schluß ziehen, daß die 
Durchführung der übrigen Bestimmungen 
der Richtlinie ebenfalls bis zum 1. Januar 
1986 aufgeschoben werden konnte. 

16. Auch die Bestimmungen der Artikel 6 
Absatz 2 und 9 der Richtlinie können nicht 
die Zulässigkeit der Klage in Frage stellen. 
Artikel 6 Absatz 2 ermächtigt die Mitglied­
staaten, für die Ausstellung des Führer­
scheins nationale Vorschriften anzuwenden, 
die andere Voraussetzungen als das Beste­
hen einer praktischen und theoretischen 
Prüfung, die Erfüllung gesundheitlicher 
Normen sowie das Wohnsitzerfordernis be­
treffen. Artikel 9 ermächtigt die Staaten, 
nach Anhörung der Kommission in Einzel­
heiten Abweichungen von der Richtlinie 
vorzusehen. Keiner dieser Bestimmungen ist 
jedoch ein Anhaltspunkt dafür zu entneh­
men, daß durch sie die Pflicht der Mitglied­
staaten zur Umsetzung der Richtlinie in der 
in Artikel 12 Absatz 1 genannten Frist in 
Frage gestellt werden sollte. 

Auslegung des Klageantrags 

17. Es ist einzuräumen, daß die Klägerin 
ihren Klageantrag sehr weitreichend formu­
liert hat, so daß er dahin gehend interpre­
tiert werden könnte, sie werfe der Beklagten 
die Nichtdurchführung der Richtlinie in ih­
rer Gesamtheit vor. Eine Auslegung des 
Klageantrags anhand der Klagebegründung 
und des Vorverfahrens ergibt jedoch ein an­
deres Bild. 

18. Bereits dem Schreiben der Klägerin vom 
17. August 1984, insbesondere aber der mit 
Gründen versehenen Stellungnahme vom 11. 
Februar 1985, läßt sich entnehmen, daß sie 
die Art und Weise, wie die Beklagte Artikel 
8 der Richtlinie — Anerkennung bzw. Um­
tausch der nationalen Führerscheine — 
durchgeführt hat, nicht angreift. Da die mit 

Gründen versehene Stellungnahme den äu­
ßersten Rahmen dessen absteckt, was Ge­
genstand der späteren Vertragsverletzungs­
klage sein kann, steht somit fest, daß der 
Beklagten ein Verstoß gegen Artikel 8 der 
Richtlinie nicht vorgeworfen wird. Insoweit 
sind die Ausführungen der Beklagten als ge­
genstandslos zu betrachten. 

19. Im übrigen hat die Klägerin in der mit 
Gründen versehenen Stellungnahme die 
Pflicht der Beklagten betont, die Richtlinie 
insgesamt durchzuführen, d. h. alle — und 
nicht nur einige — Bestimmungen in inner­
staatliches Recht umzusetzen, insbesondere 
aber deren Artikel 6. Eine unkorrekte 
Durchführung anderer Bestimmungen der 
Richtlinie wird weder in der Stellungnahme 
vom 11. Februar 1985 noch in der Klage­
schrift angesprochen. Deswegen ist der Kla­
geantrag dahin gehend auszulegen, daß der 
Beklagten eine Verletzung des EWG-Ver­
trags vorgeworfen wird, weil sie die Bestim­
mungen des Artikels 6 der strittigen Richtli­
nie nicht in innerstaatliches Recht umgesetzt 
hat. 

20. Daß sich der Klagevorwurf auch nicht 
darauf bezieht, daß die Beklagte auch nach 
dem 1. Januar 1986 Führerscheine nicht 
nach dem EG-Modell ausgibt, hatte die 
Klägerin bereits in ihrer Erwiderung klarge­
stellt. Im übrigen hätte eine sinnvolle Inter­
pretation des Klageantrags auch kein ande­
res Ergebnis zugelassen, da nicht angenom­
men werden kann, daß die Klägerin zum 
Zeitpunkt der Erhebung ihrer Klage der Be­
klagten die Verletzung einer Pflicht vorwer­
fen wollte, der weder zum Zeitpunkt der 
Einleitung des Vertragsverletzungsverfah­
rens noch zum Zeitpunkt der Klageerhe­
bung nachgekommen werden mußte. 

21. Die Klage ist somit in der von mir vor­
geschlagenen einschränkenden Auslegung 
zulässig. 
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II — Zur Begründetheit 

22. Aufgrund des Ergebnisses des schriftli­
chen Verfahrens und der mündlichen Ver­
handlung steht fest, daß die Beklagte bis­
lang (also mehr als vier Jahre, nachdem die 
betroffene Richtlinie hätte durchgeführt 
werden müssen) ihren Verpflichtungen aus 
Artikel 6 der Richtlinie nicht nachgekom­
men ist. 

23. Die Klägerin hat an die Beklagte drei 
Vorwürfe gerichtet: 

1) Für den Führerschein der Klasse A 
(Krafträder) werde keine praktische Prü­
fung verlangt; 

2) die Dauer der Prüfung werde dem Er­
messen der Prüfer überlassen; 

3) die Gesetzgebung der Beklagten stelle 
nicht klar, daß Führerscheine für An­
tragsteller mit bestimmten in der Richtli­
nie aufgeführten Krankheiten nicht aus­
gegeben oder verlängert werden dürften. 

24. Im Fall der praktischen Prüfung zur 
Ausstellung des Führerscheins der Klasse A 
(Krafträder) hat die Beklagte eingeräumt, 
daß lediglich eine fakultative Prüfung vor­
gesehen sei. Daraus folgt, daß eine prakti­
sche Prüfung nicht zwingend vorgeschrie­
ben ist. 

25. Zur Dauer der praktischen Prüfung hat 
sich die Beklagte weder im schriftlichen 
Verfahren noch in der mündlichen Ver­
handlung geäußert. 

26. Infolgedessen muß davon ausgegangen 
werden, daß die Beklagte keine Vorkehrun­
gen irgendwelcher Art getroffen hat, um si­
cherzustellen, daß die Dauer der Fahrprü­
fung in Italien der vorgeschriebenen Min­
destdauer entspricht. Gemäß Ziffer 8 des 
Anhangs II soll die Prüfung mehr als 30 Mi­
nuten, mindestens aber 20 Minuten dauern. 

27. Zu der Erfüllung gesundheitlicher Nor­
men hat sich die Beklagte im schriftlichen 
Verfahren ebenfalls nicht und im mündli­
chen Verfahren höchst undeutlich eingelas­
sen. Sie hat im wesentlichen ausgeführt, die 
Klägerin habe bestimmte Einzelheiten des 
italienischen Systems angegriffen. Da aber 
gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a ledig­
lich vorgeschrieben sei, daß die Mindestan­
forderungen nicht wesentlich von denen der 
Richtlinie nach unten abweichen dürften, 
hätte die Klägerin nachweisen müssen, daß 
das italienische System nicht gleichwertig 
sei. Die Beklagte hat nicht dargelegt, daß 
die geltenden Bestimmungen von denen der 
Richtlinie nicht wesentlich nach unten ab­
weichen. 

28. Sicherlich obliegt es im Rahmen des 
Vertragsverletzungsverfahrens der Klägerin, 
den Nachweis der Vertragsverletzung zu 
führen. Diese Nachweispflicht findet jedoch 
ihre Grenzen dann, wenn der angegriffene 
Mitgliedstaat bei der Aufklärung des Sach­
verhalts und insbesondere bei der Darstel­
lung seiner innerstaatlichen Rechtslage nur 
unzureichend mitwirkt. Die Beklagte hätte 
die Behauptung der Klägerin, das italieni­
sche Recht enthalte keine Bestimmungen, 
die es untersagten, Personen, die an be­
stimmten schweren Krankheiten litten, den 
Führerschein zu erteilen oder zu erneuern, 
widerlegen müssen. 

29. Das hat sie nicht getan: Auf die Frage 
der Klägerin im Vorverfahren, welche Maß­
nahmen zur Durchführung der Richtlinie 
erlassen worden seien, hat die Beklagte le­
diglich auf einen Runderlaß über die Aner­
kennung und den Umtausch ausländischer 
Führerscheine hingewiesen. Die Beklagte 
hat im übrigen Verfahren nicht dargelegt, 
welche anderen konkreten Maßnahmen sie 
ergriffen hat. Sie hat vielmehr eingeräumt, 
daß ein Gesetzgebungsverfahren erforder­
lich sei, welches jedoch noch nicht abge­
schlossen ist. 
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30. Gerade im Hinblick auf die gesundheit­
lichen Mindestanforderungen hat die Be­
klagte lediglich die Rügen der Klägerin vor­
getragen und deren Bewertung angegriffen. 
Sie hat jedoch nicht dargelegt, worin dieses 
System besteht, insbesondere hat sie nichts 
darüber ausgesagt, ob die innerstaatlichen 
Mindestanforderungen an die gesundheitli­
chen Normen in einem Runderlaß, in einer 
gesetzgeberischen Maßnahme oder aber in 
dem Gesetzentwurf enthalten sind, der noch 

verabschiedet werden muß, und sie hat nicht 
dargelegt, inwiefern sie von den gemein­
schaftlichen Normen „nicht wesentlich nach 
unten abweichen". 

31. Angesichts dieser Lage bin ich der An­
sicht, daß für die Zwecke dieses Vertrags­
verletzungsverfahrens davon ausgegangen 
werden kann, daß die Beklagte die Vor­
schriften über die Fahrprüfung und die Er­
füllung gesundheitlicher Normen noch nicht 
in korrekter Weise erlassen hat. 

C — Schlußantrag 

32. Nach alledem schlage ich Ihnen vor, festzustellen, daß die Beklagte gegen ihre 
Verpflichtungen aus dem EWG-Vertrag verstoßen hat, indem sie nicht innerhalb 
der festgesetzten Frist die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften er­
lassen hat, um Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 80/1263 des Rates 
vom 4. Dezember 1980 zur Einführung eines EG-Führerscheins nachzukommen, 
und der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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